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Öffentliches Recht

ÖFFENTLICHES RECHT

Problem: Äußerung einer Bundesministerin über die AfD
Einordnung: Staatsorganisationsrecht

BVerfG, Urteil vom 27.02.2018
2 BvE 1/16

EINLEITUNG
Das BVerfG hatte sich mit der Zulässigkeit hoheitlicher Äußerungen über 
eine Partei zu befassen. Obwohl solche Streitigkeiten das Gericht in der Ver-
gangenheit schon häufiger beschäftigten, warf der konkrete Fall doch neue, 
anders gelagerte Rechtsfragen auf.

SACHVERHALT
Die Partei „Alternative für Deutschland“ (AfD) war Veranstalterin einer in 
Berlin für den 7.11.2015 angemeldeten Versammlung unter dem Motto „Rote 
Karte für Merkel! - Asyl braucht Grenzen!“ Zu dieser Veranstaltung veröffent-
lichte die Bundesministerin für Bildung und Forschung am 4.11.2015 auf der 
Homepage des von ihr geführten Ministeriums eine Pressemitteilung, in der 
sie sich zu der geplanten Demonstration wie folgt äußerte: 

„Rote Karte für die AfD
Johanna Wanka zur geplanten Demonstration der AfD in Berlin am 07.11.2015
Die Rote Karte sollte der AfD und nicht der Bundeskanzlerin gezeigt werden. 
Björn Höcke und andere Sprecher der Partei leisten der Radikalisierung in  
der Gesellschaft Vorschub. Rechtsextreme, die offen Volksverhetzung betrei- 
ben wie der Pegida-Chef Bachmann, erhalten damit unerträgliche Unter- 
stützung.“

Die AfD sieht sich durch die Pressemitteilung in ihrem Recht auf Chancen-
gleichheit der Parteien verletzt. Sie wendet sich mit einem zulässigen Antrag 
im Organstreitverfahren nach Art. 93 I Nr. 1 GG an das BVerfG.

Ist der Antrag der AfD begründet?

LÖSUNG
Der Antrag im Organstreitverfahren ist begründet, wenn die beanstandete 
Maßnahme der Bundesministerin (= Antragsgegnerin) gegen die Verfassung 
verstößt, § 67 S. 1 BVerfGG. Die mittels der Pressemitteilung durch Bundesmi-
nisterin getätigte Äußerung verstößt dann gegen die Verfassung, wenn diese 
die Antragstellerin in ihrem Recht auf Wahrung der Chancengleichheit der 
politischen Parteien (Art. 21 I 1 GG) verletzt.

I. Recht auf Chancengleichheit der AfD
Der AfD steht das Recht politischer Parteien auf Chancengleichheit aus  
Art. 21 I GG zu. Der durch Art. 21 I GG den Parteien zuerkannte verfassungs-
rechtliche Status gewährleistet das Recht, gleichberechtigt am politischen 
Wettbewerb teilzunehmen.

LEITSÄTZE

1.	 Auch außerhalb von Wahlkampf-
zeiten erfordert der Grundsatz der 
Chancengleichheit der Parteien 
die Beachtung des Gebots staat-
licher Neutralität.

2.	 Die negative Bewertung einer 
politischen Veranstaltung durch  
staatliche Organe, die geeignet 
ist, abschreckende Wirkungen 
zu entfalten und dadurch das 
Verhalten potentieller Veranstal-
tungsteilnehmer zu beeinflussen, 
greift in das Recht der betroffenen 
Partei auf Chancengleichheit aus 
Art. 21 Abs. 1 Satz 1 GG ein.

3.	 Die Befugnis der Bundesregierung 
zur Erläuterung von ihr getrof-
fener Maßnahmen und künftiger 
Vorhaben schließt das Recht ein, 
sich mit darauf bezogenen kriti-
schen Einwänden sachlich aus-
einanderzusetzen. Ein „Recht auf 
Gegenschlag“ dergestalt, dass 
staatliche Organe auf unsachliche 
oder diffamierende Angriffe in 
gleicher Weise reagieren dürfen, 
besteht nicht.

Es ist strittig, ob im Organstreitver-
fahren nur das gerügte Organrecht 
oder am Maßstab des gesamten GG 
zu prüfen ist, vgl. Barczak/Görisch, 
DVBl. 2011, 332

Ein einheitliches Prüfungsschema 
für die Begründetheitsprüfung eines  
Organstreitverfahrens gibt es nicht.  
Oft bietet sich jedoch die Unter-
teilung in 1) Recht des Antragstellers, 
2) Eingriff in dieses Recht, 3) Recht-
fertigung dieses Eingriffs – also 
ähnlich der GR-Prüfung – an.
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„[43] Im Rahmen der durch Art.  21 Abs.  1 GG gewährleisteten Hand-
lungsfreiheit bleibt es den Parteien grundsätzlich selbst überlassen, […]  
darüber zu befinden, welcher Medien oder sonstigen Kommunikations-
möglichkeiten sie sich bei der Wahrnehmung des ihnen übertra-
genen Verfassungsauftrages bedienen. Daher umfasst der Grundsatz 
der Chancengleichheit auch das Recht der Parteien, durch die 
Veranstaltung von Kundgebungen am politischen Wettbewerb teilzu-
nehmen. Demonstrationen sind in der freiheitlichen Demokratie wesent-
liche Instrumente der Meinungskundgabe, […]. Für die Parteien stellen sie 
- insbesondere wenn diese sich in der Opposition befinden - ein wichtiges 
Mittel des politischen Meinungskampfes dar.“

II. Eingriff in das Recht der AfD auf Chancengleichheit
Die Pressemitteilung der Bundesministerin könnte einen Eingriff in das Recht 
der AfD auf Chancengleichheit aus Art. 21 I GG darstellen.

„[44] Die chancengleiche Beteiligung an der politischen Willens-
bildung des Volkes macht es erforderlich, dass Staatsorgane im poli-
tischen Wettbewerb der Parteien Neutralität wahren. Demgemäß wird 
in den Anspruch der Parteien auf Chancengleichheit gemäß Art. 21 Abs. 1 
Satz  1 GG eingegriffen, wenn staatliche Organe auf die Ankündigung 
oder Durchführung politischer Kundgebungen in einseitig parteiergrei-
fender Weise reagieren.“

Fraglich ist jedoch, ob die staatliche Neutralitätspflicht in vollem Umfang 
auch für Bundesminister gilt. Dagegen könnte sprechen, dass sie von  
den Bürgerinnen und Bürgern als Parteipolitiker wahrgenommen 
werden und die Öffentlichkeit daher von ihnen eine - wenn überhaupt - nur 
begrenzte Neutralität erwartet.

„[63] […] unabhängig davon bleibt es aber verfassungsrechtlich 
geboten, den Prozess der politischen Willensbildung vom Volk zu  
den Staatsorganen durch die chancengleiche Teilnahme der Parteien 
am politischen Wettbewerb im weitest möglichen Umfang zu gewähr-
leisten. Deshalb führt der Umstand, dass eine strikte Trennung der  
Sphären des „Bundesministers“, des „Parteipolitikers“ und der poli- 
tisch handelnden „Privatperson“ nicht möglich ist, nicht zur 
Unanwendbarkeit des Neutralitätsgebots im ministeriellen Tätig- 
keitsbereich.
[64] Vielmehr ist davon auszugehen, dass bereits die Wahrnehmung 
der Aufgabe der Staatsleitung durch die Bundesregierung als Ganzes 
ebenso wie durch ihre einzelnen Ministerinnen und Minister in vielfäl-
tiger Weise auf die politische Willensbildung des Volkes einwirkt.  
Auch wenn dies als Folge der vorgefundenen Wettbewerbslage im poli-
tischen Prozess hinzunehmen ist, hat eine darüber hinausgehende 
Beeinflussung dieser Wettbewerbslage durch staatliches Handeln zu unter-
bleiben. […]“

Möglicherweise erschwert die strikte Anwendung des Neutralitätsgebots 
den Regierungsmitgliedern aber die Wahrnehmung ihrer parlamentari-
schen Verantwortlichkeit und führt somit zu einer „Entpolitisierung“ des 
Regierungshandelns.

Art. 21 I GG schützt auch das Recht 
der Parteien, Versammlungen zu 
veranstalten.

Neutralitätspflicht des Staates, damit  
politischer Wettbewerb nicht ver-
zerrt wird

Eingriff (+) bei parteiergreifenden 
Äußerungen des Staates

Gilt Neutralitätspflicht vollumfäng- 
lich auch für Bundesminister?

Vgl. Krüper, JZ 2015, 414, 416; Putzer, 
DÖV 2015, 417, 422f.

Schwierigkeiten bei der Grenz-
ziehung zwischen amtlichen und 
privaten Handlungen eines Ministers 
ändern an Neutralitätspflicht nichts. 
Bereits die Wahrnehmung eines 
Regierungsamtes bringt einen poli-
tischen Vorteil. Der darf nicht noch 
dadurch vergrößert werden, dass die 
Neutralitätspflicht abgeschwächt 
oder gar ganz infrage gestellt wird.

„Entpolitisierung“ von Regierungs- 
äußerungen?

Vgl. Tanneberger/Nemeczek, 
NVwZ 2015, 215, 215f.
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„[65] […] Eine solche Argumentation lässt außer Betracht, dass das 
Neutralitätsgebot die Bundesregierung und ihre Mitglieder nicht daran 
hindert, über politische Vorhaben und Maßnahmen zu informieren 
sowie unter Beachtung des Sachlichkeitsgebots Angriffe und Vorwürfe 
zurückzuweisen. Die Wahrnehmung parlamentarischer Verantwortlichkeit 
und das Führen der politischen Sachdebatte sind daher auch bei Geltung 
des Neutralitätsgrundsatzes nicht infrage gestellt. […]“

Schließlich ließe sich aber gegen eine strikte Neutralitätspflicht der Regie-
rungsmitglieder einwenden, dass die Abgrenzung zwischen amtlichen und 
privaten Äußerungen nicht mit der gebotenen Präzision erfolgen kann 
und somit konstruiert und lebensfremd wirkt.

„[66] […] Ob die Äußerung eines Mitglieds der Bundesregierung in Aus-
übung des Ministeramts stattgefunden hat, ist nach den Umständen des 
jeweiligen Einzelfalles zu bestimmen. Der Senat hat dazu Kriterien ent-
wickelt, die die Unterscheidung zwischen einer Inanspruchnahme der 
Autorität des Regierungsamts und der damit verbundenen Ressourcen 
einerseits und der bloßen Beteiligung am politischen Meinungskampf 
andererseits ermöglichen. Dabei hat er insbesondere klargestellt, dass 
die Amtsautorität in Anspruch genommen wird, wenn der Amtsinhaber 
sich durch amtliche Verlautbarungen in Form offizieller Publikationen, 
Pressemitteilungen sowie auf der offiziellen Internetseite seines 
Geschäftsbereichs erklärt oder wenn Staatssymbole und Hoheitszeichen 
eingesetzt werden. Bei sonstigen öffentlichen Äußerungen ist es dem 
Amtsinhaber im Übrigen unbenommen, klarstellend darauf hinzuweisen, 
dass es sich um Beiträge im politischen Meinungskampf jenseits der minis-
teriellen Tätigkeit handelt.“

Demnach gilt die staatliche Neutralitätspflicht auch für Bundesminister in 
vollem Umfang.

1. Handeln in amtlicher Eigenschaft
Vor diesem Hintergrund ist zunächst zu klären, ob ein staatliches Handeln 
vorliegt, d.h. ob die Veröffentlichung der Pressemitteilung durch die 
Bundesministerin in ihrer amtlichen Eigenschaft erfolgte. Dafür spricht, dass 
die Ministerin ihre Erklärung unter Verwendung des Dienstwappens auf 
der Homepage des von ihr geführten Ministeriums veröffentlicht hat. 
Damit hat sie in spezifischer Weise auf die Autorität ihres Amtes zurückge-
griffen. Folglich reicht der Verzicht auf ihre Amtsbezeichnung, indem sie 
sich nur unter ihrem bürgerlichen Namen geäußert hat, nicht aus, um eine 
private Meinungsäußerung annehmen zu können.
Damit ist ein Handeln in amtlicher Eigenschaft gegeben.

2. Parteiergreifende Äußerung
Weiterhin müsste die Bundesministerin mit ihrer Erklärung die ihr oblie-
gende politische Neutralitätspflicht missachtet haben, indem sie sich partei-
ergreifend äußerte. Daran könnte es schon fehlen, weil ihre Äußerung keine 
Wahlkampfveranstaltung der AfD betraf.

Bundesregierung wird nicht zum 
politischen Neutrum, weil sie sich 
bei Äußerungen zurückhalten muss. 
Inhaltlich darf (und muss) die Bun-
desregierung ihre Politik verfolgen, 
sie muss sich „nur“ zügeln, wenn 
sie ihre Politik der Öffentlichkeit 
präsentiert.

Führt Anwendung des Neutralitäts-
gebots zur Rechtsunsicherheit?

Vgl. Krüper, JZ 2015, 414, 417; Man-
delarzt, DÖV 2015, 326, 329

Nein, da das BVerfG Kriterien ent-
wickelt hat, die eine rechtssichere 
Abgrenzung ermöglichen.

Vgl. BVerfG, Urteil vom 16.12.2014,  
2 BvE 2/14, Rn 35, RA 2015, 85, 87f.

Amtliche oder private Äußerung der 
Ministerin?

Hier: Amtliche Äußerung

Gilt staatliche Neutralitätspflicht nur 
im Wahlkampf?
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[46] Auch außerhalb von Wahlkampfzeiten erfordert der Grundsatz der 
Chancengleichheit der Parteien die Beachtung des Gebots staatlicher 
Neutralität. Denn der Prozess der politischen Willensbildung ist nicht auf 
den Wahlkampf beschränkt, sondern findet fortlaufend statt. […] Art. 21 
Abs. 1 Satz 1 GG schützt das Recht der Parteien auf Chancengleichheit im 
politischen Wettbewerb in seiner Gesamtheit.

Folglich hatte die Bundesministerin bei ihrer Erklärung die beschriebene 
Neutralitätspflicht zu beachten. Die Feststellung, dass sie diese Pflicht verletzt 
hat, verlangt eine genaue Betrachtung des Inhalts der Pressemitteilung.

„[71] Die Antragsgegnerin spricht sich in ihrer Erklärung dafür aus, der 
Antragstellerin die „Rote Karte“ zu zeigen. Zur Begründung verweist 
sie darauf, dass Sprecher der Antragstellerin „der Radikalisierung in der 
Gesellschaft Vorschub leisten“. Außerdem wird der Antragstellerin aus-
drücklich angelastet, dass durch das Verhalten von Björn Höcke und  
anderen Sprechern der Antragstellerin „Rechtsextreme, die offen Volks-
verhetzung betreiben, wie der Pegida-Chef Bachmann, unerträgliche 
Unterstützung erhalten“. Die in diesen Aussagen enthaltene abwer-
tende Qualifizierung der Antragstellerin als eine Partei, die den 
Rechtsextremismus und die Radikalisierung der Gesellschaft fördert, 
ist geeignet, deren Position im politischen Meinungskampf zu beein-
trächtigen. Die Antragsgegnerin fordert durch die Verwendung 
der Metapher der „Roten Karte“ erkennbar dazu auf, sich von der 
Antragstellerin zu distanzieren, und wirkt dadurch einseitig zu deren 
Lasten auf den politischen Wettbewerb ein.“

Folglich liegt eine parteiergreifende Äußerung der Bundesministerin vor. 
Darüber hinaus könnte sie das Recht der AfD aus Art. 21  I GG auch dadurch 
beeinträchtigt haben, dass mittels ihrer Erklärung das Verhalten potenti-
eller Teilnehmer der für den 7.11.2015 geplanten Demonstration beeinflusst 
werden sollte.

„[48] […] Veranstaltet eine Partei eine politische Kundgebung, nimmt sie 
damit den ihr durch Art.  21 Abs.  1 GG zugewiesenen Verfassungsauftrag 
wahr. Staatliche Organe sind verpflichtet, dies im Rahmen der ihnen oblie-
genden Neutralitätspflicht hinzunehmen. Sie sind nicht dazu berufen, 
Bürgerinnen und Bürger zur Teilnahme oder Nichtteilnahme an von 
einer Partei angemeldeten Demonstrationen zu veranlassen. Ein 
Eingriff […] liegt dabei nicht erst vor, wenn Staatsorgane unmittelbar 
zum Boykott einer bestimmten politischen Kundgebung aufrufen oder 
für den Fall der Teilnahme rechtliche oder tatsächliche Sanktionen in 
Aussicht stellen. Da jegliche negative Bewertung einer politischen 
Veranstaltung, die geeignet ist, abschreckende Wirkung zu entfalten 
und dadurch das Verhalten potentieller Veranstaltungsteilnehmer zu beein-
flussen, die gleichberechtigte Mitwirkung der Parteien an der politischen 
Willensbildung beeinträchtigt, greift bereits ein derartiges Verhalten in 
das Recht der betroffenen Partei auf Chancengleichheit aus Art. 21 Abs. 1 
Satz 1 GG ein.

[49] Darüber hinaus liegt ein Eingriff in dieses Recht auch vor, wenn staat-
liche Organe aus Anlass einer politischen Kundgebung negative oder 
positive Werturteile über die veranstaltende Partei abgeben. […]

Nein, staatliche Neutralitätspflicht 
gilt immer

Immer ein Klausurschwerpunkt, 
wenn es um die Zulässigkeit von 
Äußerungen geht: vollständige und 
ganz genaue Auswertung dessen, 
was gesagt wurde.

Hier: Parteiergreifende Äußerung  
der Ministerin (+)

Weiterer möglicher Eingriff: Beein-
flussung des Verhaltens potentieller 
Versammlungsteilnehmer

Eingriff (+), wenn politische Veran-
staltung durch Staatsorgane positiv 
oder negativ bewertet wird
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[74] Entgegen der Auffassung der Antragsgegnerin enthält sich die 
Presseerklärung […] keineswegs einer Bewertung der Teilnahme an dieser 
Versammlung. Vielmehr wird die geplante Demonstration ausdrücklich als 
Anlass für die Pressemitteilung ausgewiesen. Zugleich kommt erkennbar 
die Auffassung der Antragsgegnerin zum Ausdruck, dass mit der Teilnahme 
an dieser Versammlung eine Partei gestärkt würde, deren Sprecher der 
Radikalisierung in der Gesellschaft Vorschub leisteten und Rechtsextreme 
unterstützten. Die Forderung, einer solchen Partei die „Rote Karte“ zu 
zeigen, stellt sich vor diesem Hintergrund zumindest als mittelbare 
Aufforderung dar, der geplanten Demonstration fernzubleiben. Eine 
derartige Aufforderung missachtet das Gebot der Neutralität staatlicher 
Organe im politischen Wettbewerb.“

Somit hat die Bundesministerin in das Recht der AfD auf Chancengleichheit 
aus Art. 21 I GG eingegriffen.

III. Rechtfertigung des Eingriffs
Der Eingriff könnte durch die Befugnis der Bundesministerin zur Öffent-
lichkeitsarbeit gerechtfertigt sein.

„[51] Die Bundesregierung ist das oberste Organ der vollziehenden Gewalt. 
Die ihr […] obliegende Aufgabe der Staatsleitung schließt als integralen 
Bestandteil […] die Befugnis zur Informations- und Öffentlichkeits- 
arbeit ein. […] Sie umfasst die Darlegung und Erläuterung der Regie-
rungspolitik […] sowie die sachgerechte, objektiv gehaltene Information 
über die Bürgerinnen und Bürger unmittelbar betreffende Fragen und 
wichtige Vorgänge auch außerhalb oder weit im Vorfeld der eigenen 
gestaltenden politischen Tätigkeit. Dabei kann die Bundesregierung auch 
Empfehlungen und Warnungen aussprechen.

[52] Allerdings ist zu berücksichtigen, dass die der Bundesregierung 
zukommende Autorität und die Verfügung über staatliche Ressourcen 
eine nachhaltige Einwirkung auf die politische Willensbildung des 
Volkes ermöglichen, die das Risiko erheblicher Verzerrungen des poli-
tischen Wettbewerbs der Parteien und einer Umkehrung des Prozesses 
der Willensbildung vom Volk zu den Staatsorganen beinhaltet.

[53] Als Teil des politischen Prozesses einer freiheitlichen Demokratie […] ist 
es daher zwar hinzunehmen, dass das Regierungshandeln sich in erheb-
lichem Umfang auf die Wahlchancen der im politischen Wettbewerb ste-
henden Parteien auswirkt. Davon ist aber der zielgerichtete Eingriff 
der Bundesregierung in den Wettbewerb der politischen Parteien zu 
unterscheiden. Es ist der Bundesregierung […] von Verfassungs wegen 
versagt, sich mit einzelnen Parteien zu identifizieren und die ihr zur 
Verfügung stehenden staatlichen Mittel und Möglichkeiten zu deren 
Gunsten oder Lasten einzusetzen.

[55] Vor diesem Hintergrund ist die Bundesregierung zwar berechtigt, 
gegen ihre Politik gerichtete Angriffe öffentlich zurückzuweisen; dabei 
hat sie aber sowohl hinsichtlich der Darstellung des Regierungshandelns 
als auch hinsichtlich der Auseinandersetzung mit der hieran geübten Kritik 
die gebotene Sachlichkeit zu wahren.

Subsumtion unter genauer Aus-
wertung des Inhalts und der 
Umstände der Erklärung

Befugnis der Bundesregierung zur 
Öffentlichkeitsarbeit

Vgl. BVerfGE 105, 279, 302, 304-307

Gefahr: Verzerrung des politischen 
Wettbewerbs, weil der Bundes-
regierung Mittel zur Verfügung 
stehen, die eine Partei nicht hat.

Grenze der Befugnis zur Öffent-
lichkeitsarbeit: Werbung für eine 
bestimmte Partei

Konsequenz: Bundesregierung muss 
sachlich bleiben
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[56] Die Befugnis der Bundesregierung zur Erläuterung von ihr getroffener 
Maßnahmen und künftiger Vorhaben schließt das Recht ein, sich mit darauf 
bezogenen kritischen Einwänden sachlich auseinanderzusetzen. Die 
Bundesregierung muss es insbesondere nicht hinnehmen, wenn ihre 
Arbeit auf der Grundlage unzutreffender Tatsachenbehauptungen 
oder in unsachlicher und diffamierender Weise angegriffen wird. […] 

[57] Dies gilt auch, soweit die Regierungspolitik durch politische Parteien 
angegriffen wird. […] Der Grundsatz gleichberechtigter Teilnahme 
der Parteien an diesem Wettbewerb führt […] nicht dazu, dass die 
Bundesregierung verpflichtet wäre, parteipolitische Angriffe auf das 
Regierungshandeln ausnahmslos hinzunehmen. […]

[59] […] Das schließt die klare und unmissverständliche Zurückweisung 
fehlerhafter Sachdarstellungen oder diskriminierender Werturteile 
nicht aus. Darüber hinausgehende, mit der Kritik am Regierungshandeln 
in keinem inhaltlichen Zusammenhang stehende, verfälschende oder  
herabsetzende Äußerungen sind demgegenüber zu unterlassen. […]

[60] Ein „Recht auf Gegenschlag“ dergestalt, dass staatliche Organe auf 
unsachliche oder diffamierende Angriffe in gleicher Weise reagieren dürfen, 
besteht nicht. Die Auffassung der Antragsgegnerin, reaktive Äußerungen 
auf verbale Angriffe seien vom Neutralitätsprinzip gedeckt, soweit und 
solange sie sich nach Form und Inhalt in dem Rahmen hielten, der durch die 
kritische Äußerung vorgegeben worden sei, geht fehl. Sie hätte zur Folge, 
dass die Bundesregierung bei einem auf unwahre Behauptungen 
gestützten Angriff auf ihre Politik ihrerseits berechtigt wäre, unwahre 
Tatsachen zu verbreiten. Dem steht die Verpflichtung staatlicher Organe 
entgegen, in Bezug genommene Tatsachen korrekt wiederzugeben. Auch 
der Hinweis, die gesellschaftliche Entwicklung habe dazu geführt, dass nur 
das „lautstark“ Gesagte Gehör finde, und dass es nicht sein könne, dass eine 
politische Partei sich das Recht nehme, diskreditierend in der öffentlichen 
Debatte zu agieren und gleichzeitig von staatlichen Organen eine zurück-
haltende Sprache einzufordern, ändert nichts daran, dass der Grundsatz 
der Chancengleichheit aus Art.  21 Abs.  1 Satz  1 GG der abwertenden 
Beurteilung einzelner politischer Parteien durch staatliche Organe grund-
sätzlich entgegensteht. Die Bundesregierung ist darauf beschränkt, im 
Rahmen ihrer Öffentlichkeitsarbeit über das Regierungshandeln auf-
zuklären, hiergegen erhobene Vorwürfe in der Sache aufzuarbeiten 
und diffamierende Angriffe zurückzuweisen. […]“

Fraglich ist, ob sich die umstrittene Presseerklärung im Rahmen dieser verfas-
sungsrechtlichen Grenzen bewegt.

„[79] Zwar wird in der Pressemitteilung auf die von der Antragstellerin für 
den 7. November 2015 angekündigte und gegen die Flüchtlingspolitik der 
Bundesregierung gerichtete Demonstration Bezug genommen. Zugleich 
sind der Pressemitteilung aber keinerlei erläuternde Informationen 
über das Handeln der Bundesregierung in der Flüchtlingspolitik 
oder in einem sonstigen Politikbereich zu entnehmen. Zudem fehlt 
es an jeglicher sachlicher Aufarbeitung von gegen das Handeln der 
Bundesregierung oder der Bundeskanzlerin gerichteten Vorwürfen. 
[…] Informationen über politische Maßnahmen und Vorhaben der 

Bundesregierung darf sich auch 
gegen parteipolitische Angriffe 
wehren

Bundesregierung darf sich auch klar 
und unmissverständlich äußern

Aber: Kein „Recht auf Gegenschlag“! 

Bundesregierung muss immer 
sachlich bleiben, auch wenn sie 
noch so heftig und polemisch ange-
griffen wird.

Hier: Verletzung des Sachlichkeits- 
gebots
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Öffentliches Recht

Bundesregierung oder eine Zurückweisung hiergegen gerichteter  
Vorwürfe enthält die Presseerklärung der Antragsgegnerin dagegen  
nicht. Vielmehr stellt sie einen parteiergreifenden Angriff auf die 
Antragstellerin im politischen Wettbewerb aus Anlass der Ankündigung 
einer politischen Kundgebung dar. Damit überschreitet die 
Antragsgegnerin die Grenzen zulässiger Öffentlichkeitsarbeit der 
Bundesregierung und ihrer Mitglieder.

[80] Etwas anderes ergibt sich auch nicht aus dem Einwand der 
Antragsgegnerin, die Veröffentlichung der Pressemitteilung auf der 
Homepage des Ministeriums sei für sie die einzige Möglichkeit gewesen, 
am politischen Meinungskampf teilzunehmen, da sie nicht über 
ein Bundestagsmandat verfügt habe. […] Dass die Antragsgegnerin 
nicht über ein Bundestagsmandat verfügt hat, rechtfertigt nicht die 
Beeinträchtigung eines chancengleichen Wettbewerbs zwischen den poli-
tischen Parteien durch den Rückgriff auf die Ressourcen des von ihr ausge-
übten Regierungsamts. Der Antragsgegnerin ist es unbenommen, sich 
der den Parteien zur Verfügung stehenden Mittel und Möglichkeiten 
im politischen Meinungskampf zu bedienen. Ein Rückgriff auf staat-
liche Ressourcen hat jedoch zu unterbleiben, da ansonsten einer mit 
Art.  21 Abs.  1 Satz  1 GG unvereinbaren Verfälschung der vorgefundenen 
Wettbewerbslage Tür und Tor geöffnet wäre.“

Somit ist die AfD in ihrem aus Art. 21 I GG folgenden Recht auf Chancengleich- 
heit verletzt, sodass ihr Antrag begründet ist.

FAZIT
Mit dieser Entscheidung knüpft das BVerfG an seine bekannte „Gauck“- und 
„Schwesig-Entscheidung“ an, die bereits Gegenstand von Examensklausuren 
waren. Allerdings bringt das aktuelle Urteil des BVerfG neue rechtliche 
Erkenntnisse:

•	 Das Grundrecht der Versammlungsfreiheit ist im Organstreitverfahren zwar 
nicht rügefähig. Jedoch gehört es zu den von Art. 21 I GG geschützten poli-
tischen Aktivitäten einer Partei, Versammlungen zu veranstalten. Dieses 
Recht kann im Organstreitverfahren verteidigt werden.

•	 Für staatliche Organe gilt in parteipolitischen Auseinandersetzungen 
ausnahmslos ein Neutralitäts- und Sachlichkeitsgebot. Parteiergreifende 
Bewertungen politischer Veranstaltungen sind unzulässig. Damit dürfte das 
BVerfG inhaltlich die „Lichter aus!-Entscheidung“ des BVerwG stützen, über 
die die RA jüngst berichtet hat.

•	 Selbst auf polemische Angriffe muss die Bundesregierung sachlich 
reagieren. Das vom Grundrecht der Meinungsfreiheit bekannte „Recht auf 
Gegenschlag“ steht der Bundesregierung nicht zu.

Darüber hinaus verteidigt das BVerfG seine Differenzierung zwischen amt-
lichen und privaten Äußerungen von Hoheitsträgern gegen Kritik aus der 
Literatur.

Keine Besserstellung der Bundes- 
ministerin, weil sie keine Bundes-
tagsabgeordnete ist. Muss sich in 
diesem Fall als Parteipolitikerin, also 
außerhalb ihres Amtes, mit der AfD 
auseinandersetzen.

BVerfG, Urteile vom 10.6.2014, 
2  BvE  4/13, RA  7/2014 („Gauck“), 
und vom 16.12.2014, 2  BvE  2/14, 
RA  2/2015 („Schwesig“). Geprüft in 
NRW, 1.  Examen, Termin Jan.  2016, 
2.  Klausur; Nds., 1.  Examen, Termin 
April  2015, 1.  Klausur; Rh.-Pfalz, 
1.  Examen, Termin August  2016, 
2. Klausur
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